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274. Bundesgesetz: Erfüllung des Internationalen Schiffsvermessungs-Übereinkommens von 1969
(NR: GP XV RV 1021 AB 1098 S. 116. BR: AB 2508 S. 424.)

275. Bundesgesetz: Änderung der Straßenverkehrsordnung 1960 (9. StVO-Novelle)
(NR: GP XV RV 1045 AB 1099 S. 116. BR: 2503 AB 2507 S. 424.)

2 7 4 . Bundesgesetz vom 1. Juni 1982 zur
Erfüllung des Internationalen Schiffsvermes-

sungs-Übereinkommens von 1969

Der Nationalrat hat beschlossen:

Geltungsbereich

§ 1. (1) Das Internationale Schiffsvermessungs-
Übereinkommen von 1969, BGBl. Nr. 102/1982,
(im folgenden Schiffsvermessungsübereinkommen
genannt) findet auf österreichische Seeschiffe
Anwendung, soweit sie nicht gemäß Art. 4 des
Schiffsvermessungsübereinkommens ausgenommen
sind.

(2) Österreichische Seeschiffe sind Seeschiffe,
die nach dem Seeschiffahrtsgesetz, BGBl.
Nr. 174/1981, zur Seeschiffahrt zugelassen sind.

Ermittlung der Ergebnisse der Schiffsvermessung

§ 2. (1) Die im Art. 6 des Schiffsvermessungs-
übereinkommens vorgeschriebene Ermittlung der
Brutto- und Nettoraumzahl (Art. 2 Z 4 und 5 des
Schiffsvermessungsübereinkommens) erfolgt durch
die Behörde.

(2) Die Behörde kann in Einzelfällen durch
Bescheid die Ermittlungen gemäß Abs. 1 damit
befaßten Klassifikationsgesellschaften, sonstigen
hiefür geeigneten Einrichtungen oder österreichi-
schen Ziviltechnikern für Schiffstechnik übertra-
gen, sofern dies im Interesse der Zweckmäßigkeit,
Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis gele-
gen ist.

Ausstellung von Meßbriefen

§3. (1) Die Behörde hat österreichischen See-
schiffen nach Durchführung der gemäß § 2 vorge-
schriebenen Ermittlungen einen Internationalen
Schiffsmeßbrief (1969), im folgenden kurz Meß-
brief genannt, entsprechend dem Muster der
Anlage II zum Schiffsvermessungsübereinkommen
auszustellen.

(2) Die Behörde kann in Einzelfällen durch
Bescheid die Ausstellung von Meßbriefen inländi-
schen, in § 2 Abs. 2 bezeichneten Einrichtungen
bzw. Personen übertragen, sofern dies im Interesse
der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und
Kostenersparnis gelegen ist.

(3) ( V e r f a s s u n g s b e s t i m m u n g ) Unter
den in Abs. 2 genannten Voraussetzungen kann die
Ausstellung von Meßbriefen auch ausländischen, in
§ 2 Abs. 2 bezeichneten Einrichtungen, einschließ-
lich staatlicher Stellen, übertragen werden.

Widerruf der Beauftragung zur Ermittlung der
Ergebnisse der Schiffsvermessung und Ausstellung

der Meßbriefe

§ 4. Ergeben sich bei den in § 2 genannten
Ermittlungen oder der in § 3 angeführten Ausstel-
lung von Meßbriefen Unzukömmlichkeiten von sei-
ten der in § 2 Abs. 2 bezeichneten Einrichtungen
bzw. Personen, so ist die erfolgte Übertragung der
Aufgaben durch die Behörde zu widerrufen.

Mitführung des Meßbriefes

§ 5. (1) Ein österreichisches Seeschiff darf nur
dann zu einer Reise auslaufen, wenn sich ein gülti-
ger Meßbrief im Original an Bord befindet.

(2) Eigentümer und Kapitän eines österreichi-
schen Seeschiffes haben für die Einhaltung der Ver-
pflichtung gemäß Abs. 1 Sorge zu tragen.

Ungültigkeitserklärung des Meßbriefes

§ 6. (1) Die Behörde hat bei einem unter den
Voraussetzungen des Art. 10 des Schiffsvermes-
sungsübereinkommens ungültig gewordenen Meß-
brief dessen Ungültigkeit mit Bescheid auszuspre-
chen.

(2) Der Eigentümer eines österreichischen See-
schiffes ist im Falle des Ungültigwerdens eines
Meßbriefes verpflichtet, diesen binnen sechs
Wochen dem Bundesministerium für Verkehr
zurückzustellen.
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Ausnahmen

§ 7. Abweichungen von den Bestimmungen des
Schiffsvermessungsübereinkommens im Zuge der
in § 2 Abs. 1 vorgesehenen Ermittlung sind von der
Behörde dem Eigentümer eines österreichischen
Seeschiffes zu genehmigen, sofern die Anwendung
dieser Bestimmungen auf neuartige Schiffstypen in
Anbetracht ihrer Konstruktionsmerkmale mit wirt-
schaftlich nicht vertretbaren Kosten verbunden
oder undurchführbar ist.

Kosten

§ 8. (1) Die Kosten für die Mühewaltung der
in § 2 Abs. 2 bezeichneten Einrichtungen bzw. Per-
sonen einschließlich der Ausstellung von Meßbrie-
fen sind vom Eigentümer des österreichischen See-
schiffes zu tragen.

(2) Hat die Behörde wegen eines österreichi-
schen Seeschiffes eine Amtshandlung im Ausland
durchzuführen, so hat der Eigentümer die Kosten
der Reise als Barauslagen (§ 76 AVG 1950) zu
ersetzen.

Österreichische Seeschiffe, auf die das Schiffsver-
messungsübereinkommen keine Anwendung findet

§ 9. Durch Verordnung sind Bestimmungen
über die Ermittlung der Ergebnisse der Schiffsver-
messung sowie über Form, Inhalt, Ausstellung und
Führung von Meßbriefen insoweit für österreichi-
sche Seeschiffe zu erlassen, als auf diese das
Schiffsvermessungsübereinkommen keine Anwen-
dung findet.

Behörde

§ 10. (1) Behörde im Sinne dieses Bundesgeset-
zes — ausgenommen für Verwaltungsstrafverfah-
ren — ist der Bundesminister für Verkehr.

(2) Das Amt für Schiffahrt (§ 31 des Schiffahrts-
polizeigesetzes, BGBl. Nr. 91/1971) ist für Ver-
waltungsstrafverfahren nach diesem Bundesgesetz
zuständig.

(3) Gegen Bescheide des Amtes für Schiffahrt ist
die Berufung an den Bundesminister für Verkehr
zulässig.

Strafbestimmungen

§ 11. (1) Einer Verwaltungsübertretung, auch
wenn die Tat im Ausland begangen wurde, macht
sich schuldig und ist mit einer Geldstrafe bis zu
30000 S zu bestrafen, wer

1. als Eigentümer ein österreichisches Seeschiff
ohne gültigen Meßbrief einsetzt (§ 5 Abs. 2);

2. als Eigentümer eines österreichischen See-
schiffes einen ungültig erklärten Meßbrief

nicht binnen sechs Wochen dem Bundesmini-
sterium für Verkehr zurückstellt (§ 6
Abs. 2);

3. als Kapitän ein österreichisches Seeschiff ohne
gültigen Meßbrief einsetzt (§ 5 Abs. 2).

(2) Wurde gegen den Kapitän eines österreichi-
schen Seeschiffes ein Verwaltungsstrafverfahren
wegen einer Verwaltungsübertretung eingeleitet, so
ist der Eigentümer als Zustellungsbevollmächtigter
im Sinne des § 26 AVG 1950 anzusehen. Dies gilt
nicht, wenn der Kapitän im Einzelfall eine andere
Person mit dem Wohnsitz im Inland als Vertreter
bzw. Zustellungsbevollmächtigten im Sinne der
§§ 10 und 26 AVG 1950 bestellt.

(3) Verstößt ein Kapitän eines österreichischen
Seeschiffes gegen die Bestimmungen des Schiffsver-
messungsübereinkommens in den Hoheitsgewäs-
sern eines anderen Staates, der diesem Überein-
kommen angehört, und hat dieser Staat wegen die-
ser Handlung den Kapitän bestraft, so ist die aus-
ländische Strafe in die von der Behörde zu verhän-
gende einzurechnen. Von der Verhängung einer
Strafe ist jedoch abzusehen, wenn die solcherart
von der Behörde zu verhängende Strafe gegenüber
der ausländischen nicht ins Gewicht fiele.

(4) Die Durchführung eines Vewaltungsstrafver-
fahrens gemäß Abs. 1 steht der Erlassung und Voll-
streckung eines Bescheides, mit dem der Auftrag
erteilt wird, einen den Vorschriften dieses Bundes-
gesetzes zuwiderlaufenden Zustand zu beseitigen,
nicht entgegen.

(5) Die wegen Verwaltungsübertretungen nach
diesem Bundesgesetz eingehobenen Strafgelder flie-
ßen dem Bund zu und sind zur Fürsorge für See-
leute zu verwenden.

Inkrafttreten

§ 12. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 18. Juli
1982 in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesge-
setzes können bereits von dem seiner Kundma-
chung folgenden Tag an erlassen werden. Diese
Verordnungen dürfen frühestens mit dem in Abs. 1
bezeichneten Zeitpunkt in Kraft gesetzt werden.

Vollziehung

§ 13. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist — vorbehaltlich der Bestimmung des
Abs. 2 — der Bundesminister für Verkehr betraut.

(2) Mit der Vollziehung des § 3 Abs. 3 ist die
Bundesregierung betraut.

Kirchschläger
Kreisky
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2 7 5 . Bundesgesetz vom 1. Juni 1982, mit
dem die Straßenverkehrsordnung 1960 geän-

dert wird (9. StVO-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Straßenverkehrsordnung 1960, BGBl.
Nr. 159, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 204/1964, 229/1965, 209/1969, 274/1971, 21/
1974, 402/1975, 412/1976, 115/1977, 616/1977
und 209/1979 und der Kundmachungen BGBl.
Nr. 228/1963, 163/1968, 405/1973 und 576/1976
wird wie folgt geändert:

1. § 25 hat zu lauten:

„§ 25. K u r z p a r k z o n e n

(1) Wenn und insoweit es zu bestimmten Zeiten
aus ortsbedingten Gründen oder zur Erleichterung
der Verkehrslage erforderlich ist, kann die Behörde
durch Verordnung für bestimmte Straßen oder
Straßenstrecken oder für Straßen innerhalb eines
bestimmten Gebietes das Parken zeitlich beschrän-
ken (Kurzparkzone). Die Kurzparkdauer darf
nicht weniger als 30 Minuten und nicht mehr als
3 Stunden betragen.

(2) Verordnungen nach Abs. 1 sind durch die
Zeichen nach § 52 Z 13 d und 13 e kundzumachen;
§ 44 Abs. 1 gilt hiefür sinngemäß. Zusätzlich kön-
nen Kurzparkzonen mit Bodenmarkierungen in
blauer Farbe auf der Fahrbahn oder auf dem Rand-
stein sowie mit blauen Markierungsstreifen an den
im Bereich einer Kurzparkzone vorhandenen
Anbringungsvorrichtungen für Straßenverkehrszei-
chen, Beleuchtungsmasten oder dergleichen
gekennzeichnet werden.

(3) Beim Abstellen eines Fahrzeuges in einer
Kurzparkzone hat der Lenker das nach Abs. 4 zur
Überwachung der Kurzparkdauer verordnete
Hilfsmittel am Fahrzeug anzubringen und zu hand-
haben.

(4) Der Bundesminister für Verkehr hat durch
Verordnung die Art der Überwachung der Kurz-
parkdauer und die hiefür notwendigen Hilfsmittel
zu bestimmen; er hat dabei auf den Zweck einer
zeitlichen Parkbeschränkung, auf eine kostengün-
stige und einfache Handhabung des Hilfsmittels
sowie auf allfällige abgabenrechtliche Vorschriften
Bedacht zu nehmen."

2. § 48 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Auf einer Anbringungsvorrichtung für Stra-
ßenverkehrszeichen (wie Standsäulen, Rahmen,
Träger u. dgl.) dürfen nicht mehr als zwei Straßen-
verkehrszeichen angebracht werden; dies gilt nicht
für eine Kundmachung nach § 25 Abs. 2 oder § 44
Abs. 4 sowie für die Anbringung der Hinweiszei-
chen ,Wegweiser' oder die Anbringung von Stra-

ßenverkehrszeichen, deren Inhalt miteinander in
Zusammenhang steht."

3. § 52 Z 13 d hat zu lauten:

„13d. .KURZPARKZONE'

Dieses Zeichen zeigt den Beginn einer Kurzpark-
zone an. Im unteren Teil des Zeichens oder auf
einer Zusatztafel ist die Zeit, während der die
Kurzparkzonenregelung gilt, und die zulässige
Kurzparkdauer anzugeben. Falls für das Abstellen
eines Fahrzeuges in einer Kurzparkzone auf Grund
abgabenrechtlicher Vorschriften eine Gebühr zu
entrichten ist, so ist auf diesen Umstand durch das
Wort ,gebührenpflichtig', das im unteren Teil des
Zeichens oder auf einer Zusatztafel anzubringen
ist, hinzuweisen."

4. Im § 55 Abs. 6 hat der zweite Satz zu entfal-
len.

5. Im § 94 d Z 4 werden nach dem Wort „nach"
die Worte „§ 25 und" eingefügt.

Artikel II

(1) Straßenverkehrszeichen, die Art. I Z 3 dieses
Bundesgesetzes nicht entsprechen, sind bei einem
allfälligen Austausch, spätestens aber bis
31. Dezember 1985, durch Zeichen nach diesem
Bundesgesetz zu ersetzen. Bis dahin gelten Zeichen
nach den bisher geltenden Bestimmungen als Zei-
chen im Sinne dieses Bundesgesetzes.

(2) Bodenmarkierungen nach den bisher gelten-
den Bestimmungen sind bei einer allfälligen
Erneuerung, spätestens aber bis 31. Dezember
1988, durch Bodenmarkierungen nach diesem Bun-
desgesetz zu ersetzen.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Verkehr betraut, soweit die
Vollziehung nicht den Ländern zusteht und inso-
weit den Landesregierungen obliegt.

Kirchschläger

Kreisky
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